
In der Senatssitzung am 14. November 2023 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 

13.11.2023 

L 24 

Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 14.11.2023 
 
„Wann kommt die Bezahlkarte für Asylbewerber in Bremen?“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 
 

A. Problem 
Die Fraktion der CDU hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende Anfrage an 
den Senat gestellt: 
 
„Wir fragen den Senat: 
 

1. Wann führt der Bremer Senat die auf den Ministerpräsidentenkonferenzen vom 13. 
Oktober 2023 sowie dem 06. November 2023 beschlossene bundesweit einheitliche 
Bezahlkarte für Asylbewerber ein, welche Bezahlmöglichkeiten soll besagte Karte 
bieten und welche Arten der Nutzung werden nicht möglich sein? 

 
2. Wie hat der Präsident des Bremer Senats, Dr. Andreas Bovenschulte, auf den 

besagten Ministerpräsidentenkonferenzen zur Bezahlkarte für Asylbewerber 
abgestimmt (bitte für beide Termine mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ antworten) und 
sollte er zugestimmt haben, wie kam es zu diesem Sinneswandel seitens der Bremer 
Regierung? 

 
3. Inwieweit teilt der gesamte Senat die Einschätzung der Staatsrätin für Arbeit, 

Soziales, Jugend und Integration, Frau Kreuzer, dass von der Bezahlkarte für 
Asylbewerber eine diskriminierende Wirkung ausgeht?“ 

 

B. Lösung 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1: 
Bei der Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder am 6. November 2023 wurde beschlossen, dass die Einführung einer Bezahlkarte 
für Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfänger nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz angestrebt wird. Dazu wird eine Arbeitsgruppe der Länder unter 
Beteiligung des Bundes eingerichtet, die bis zum 31. Januar 2024 ein Modell zur Einführung 
einer Bezahlkarte erarbeiten soll. Das Land Bremen wird sich an diesem Prozess aktiv 
beteiligen. Wichtige Aspekte sind dabei aus der Sicht des Bremer Senats weiterhin, dass mit 
der Einführung einer Bezahlkarte der Verwaltungsaufwand verringert und nicht erhöht wird, 
und dass die Karte diskriminierungsfrei eingesetzt werden kann. 
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Zu Frage 2: 
Mit Beschluss ihrer Jahreskonferenz haben die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder am 13.10.2023 zunächst die Bundesregierung aufgefordert, „in enger Abstimmung 
mit den Ländern zeitnah die Voraussetzungen zur Einführung einer bundesweit einheitlichen 
Bezahlkarte zu schaffen und dabei die Umsetzbarkeit in den Kommunen sicherzustellen“, die 
verschiedenen in Erprobung befindlichen Systeme zu evaluieren und eine 
„Verwaltungsaufwand sparende Umsetzung“ zu prüfen. Das Land Bremen hat sich zu diesem 
Teil des Beschlusses mit einer Protokollerklärung positioniert. Darin heißt es: „Dagegen hält 
Bremen diskriminierende Maßnahmen wie etwa weitere, über die gegenwärtige Rechtslage 
hinausgehende, Arbeitspflichten oder Bezahlkarten, die keine Bargeldabhebungen 
ermöglichen, in dieser Hinsicht für nicht geeignet.“ 
In dem genannten Beschluss des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder vom 6. November 2023 werden die oben genannten Vorhaben 
von Bund und Ländern bekräftigt. Es wird aber auch darauf hingewiesen, „dass es notwendige 
Ausgaben geben kann, die nicht mit der Bezahlkarte bezahlt werden können. Daher sollte das 
System entsprechend der Rechtsprechung möglicherweise auch die Option enthalten, über 
einen klar begrenzten Teil des Leistungssatzes auch bar (Taschengeld) verfügen zu können.“ 
Der Beschluss wurde in dieser Form von Bremen mitgetragen. In einer Protokollerklärung zum 
Beschluss bekräftigt das Land Bremen allerdings erneut, dass eine avisierte Bezahlkarte 
diskriminierungsfrei ausgestaltet sein soll. 
 
Zu Frage 3: 
Ob und in welchem Umfang eine diskriminierende Wirkung von einer Bezahlkarte für 
Asylbewerbende ausgeht, hängt von der Ausgestaltung der Karte ab. Wie bereits in den 
Antworten zu den Fragen 1 und 2 dargestellt, ist aus Sicht des Bremer Senats die avisierte 
Bezahlkarte diskriminierungsfrei auszugestalten. 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 
Keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Beantwortung dieser 
Anfrage. Geschlechtsspezifische Sachverhalte sind nicht erkennbar. 
 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Die Abstimmung der Vorlage mit der Senatskanzlei ist eingeleitet. 
 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts 
entgegen. 
 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration vom 13.11.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der CDU 
in der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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